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Weidenfeld, wer-
den Historiker der Zu-

kunft einmal sagen können,
diese Wahl habe für eine Zäsur

in der Entwicklung der EU ge-
sorgt?

Ja und Nein. Für das Nein
spricht: Europawahlen sind mitt-
lerweile ein Routinevorgang. Seit
1979 finden sie alle fünf Jahre
ganz selbstverständlich statt. Also
nichts Besonderes. Man kann aber
auch mit Ja antworten: Die Zäsur
liegt darin, dass diese Wahl die
bisherige Machtarchitektur ver-
ändert hat. Zum ersten Mal haben
die beiden großen Fraktionen, die
Christdemokraten und die Sozia-
listen, gemeinsam keine Mehrheit
im Parlament. Das bedeutet, dass
die bisherigen Arbeitsläufe im Par-
lament sich ändern werden. Ent-
scheidungen werden nun anders
zustande kommen. Es reicht nicht
mehr aus, dass die beiden großen
Fraktionen sich einigen. Angesichts
dieser neuen Situation stehen die
Spitzen der Fraktionen vor der Fra-
ge: Wie organisiere ich jetzt Mehr-
heiten? Es wird eine Weile dauern,
bis sie die neuen Machttechniken,
die jetzt nötig sind, erlernt haben
und anwenden. Gleichwohl: Die
Handlungsfähigkeit des Parla-
mentes wird dadurch nicht einge-
schränkt.

Gibt es so etwas wie eine europäi-
sche Öffentlichkeit?
Jede Demokratie benötigt einen öf-
fentlichen Raum, der ihr die Mög-
lichkeit gibt, sich selbst zu verorten.
Zu so einem öffentlichen Raum
ist das Europäische Parlament für
die EU noch nicht geworden. Das
hat auch der Wahlkampf mit den
europaweiten Spitzenkandidaten
nicht geschafft. Allerdings haben
beispielsweise die Diskussionsrun-
den mit den Spitzenkandidaten im
Fernsehen dazu geführt, dass tat-
sächlich Europa in den einzelnen
Ländern zum Thema geworden
ist. Allerdings in unterschiedli-
cher Weise. In manchen Ländern,
Frankreich etwa, wurde eher aus
innenpolitischen Motiven abge-
stimmt. Für Deutschland kann man
sagen, dass tatsächlich das Thema
„Europa“ die Menschen politisiert
hat. Das ist in gewisser Weise ein
Verdienst der AfD. Die Tatsache,
dass es neben dem pro-europäi-
schen Lager auch ein kritisches
gibt, wirkte auf die Pro-Europäer
wie ein Weckruf.Jahrelang sah es
für viele so aus, als ob in Europa al-
les routinemäßig seinen Gang neh-
men würde. Jetzt aber haben sich

Bürgerinitiativen gebildet, es gab
pro-europäische Aufrufe, die nicht
nur von Politikern, sondern auch
von Prominenten und anderen Ver-
tretern gesellschaftlicher Gruppen
getragen wurden. Europa hat als
Thema mobilisiert.

Wie mächtig ist das Europäische
Parlament tatsächlich?
Es ist ein Machtfaktor ersten Ran-
ges. Das wird immer vergessen, was
eben auch daran liegt, dass es kei-
ne europäische Öffentlichkeit gibt,
die die Arbeit des Parlamentes zur
Kenntnis nimmt. Das Europäische
Parlament hat seit 20 Jahren kon-
tinuierlich an Macht hinzugewon-
nen. Es wählt ja nicht nur den Kom-
missionspräsidenten, sondern auch
die Mitglieder der Kommission. In
den letzten Jahren hat es sich auch
eine Mitwirkung bei der Ernen-
nung von wichtigen EU-Diploma-
ten erstritten. Seit dem Vertrag von
Lissabon gibt es das sogenannte Mi-
tentscheidungsrecht. Es ist seitdem
Regel, dass bei allen Fragen die bei-
den Kammern, also das Europarla-
ment und der Europarat, entschei-
den. Von diesen Entscheidungen
bekommt eben nur die Öffentlich-
keit wenig mit. Wie man das ändern
kann, weiß ich auch nicht. Das ist
sozusagen die Millionenfrage.

Welche Folge hat der Stimmenzu-
wachs für die rechten Parteien?
Zunächst einmal ist der Zuwachs
ja nicht so groß, wie manche er-
wartet haben. Die AfD etwa hat
zwar nicht schlecht abgeschnitten,
aber auch nicht so stark wie bei der
letzten Bundestagswahl. Es wird
sich zeigen, ob die rechten Partei-
en, die teilweise wenig außer ihrer
EU-Kritik verbindet, tatsächlich
eine stabile Fraktion bilden werden.
Man muss sehen: Die Wähler geben
diesen Gruppen nicht ihre Stimme,
weil sie sich von ihnen wirklich die
Lösung politischer Probleme erhof-
fen. Sie wählen sie, um den anderen
Parteien zu zeigen, dass sie unzu-
frieden sind.

Es ist aber doch feststellbar: Die
Parteien, die profiliert zu Europa
Stellung genommen haben, sei
es nun dezidiert EU-kritisch wie
die AfD oder klar pro EU wie die
Grünen, haben einen Zuwachs
bekommen. Die großen Parteien,
die Union und die SPD, hatten
nicht so ein klares Profil. Zeigt die
Europawahl, dass sich die Partei-
enlandschaft grundsätzlich ver-
ändert?
Die Traditionsparteien, zu denen
ich neben der Union und der SPD
auch zumindest teilweise die FDP

rechne, haben das Problem, dass
sie noch nicht begriffen haben, dass
auch sie zu Wettbewerbern auf ei-
nem politischen Markt geworden
sind, der fluide ist. Und die Volks-
parteien standen jeweils für eine
Option. Damit war aber nicht nur
eine tagespolitische Frage verbun-
den, sondern die Entscheidung für
ein ganzes Gesellschaftssystem.
Auch heute wollen die Wähler eine
Antwort auf die Frage haben: Wie
soll die Gesellschaft in Zukunft
aussehen? Die Volksparteien lei-
den aber unter einer strategischen
Sprachlosigkeit. Stattdessen verlie-
ren sie sich in Details, wie etwa die
SPD in der Frage des europäischen
Mindestlohns oder Ähnlichem. Das
treibt aber nicht die Wähler. Der
Markt der Parteien ist also offener
geworden. Und sowohl die Grünen
wie die AfD nutzen das. Allerdings
mit unterschiedlichen Antworten
auf die Frage, wie die Zukunft aus-
sehen soll. Die AfD bietet denen,
die über die politischen Entwick-
lung frustriert sind, die Möglichkeit
anzudocken. Sie wollen etwas Altes
wieder zurück. Die Grünen gehen
anders in die programmatische Of-
fensive: Sie sind im Stil freundlich
und rufen so bei den Wählen ein
Gefühl des Wohlbefindens hervor.
Die Grünen scheinen sozusagen
das strahlende Gesicht für sich ge-
pachtet zu haben und entsprechen
damit einer Grundstimmung. Dazu
kommt, dass der Umweltschutz ihr
Markenkern ist und ihnen deswe-
gen in der Klimakrise eine beson-
dere Kompetenz zugeschrieben
wird. Wie langfristig allerdings so
ein Hype anhalten wird, kann man
schlecht sagen. Interessant wird
auch sein, wie und wann die Tradi-
tionsparteien ihre Sprachlosigkeit,
etwa gegenüber Youtubern wie
Rezo, überwinden werden.
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gestellt, weil er den Juncker-Nachfolger offenbar
lieber im elitären Zirkel der 28 Regierungschefs
hinter verschlossenen Türen auskungeln will. An-
gesichts der hohen Wahlbeteiligung, der Niederlage
im eigenen Land und der realen Machtverhältnisse
im Europäischen Parlament sollte er davon Abstand
nehmen.

Der christdemokratische Spitzenkandidat Man-
fred Weber hat am Montag neuerlich klargestellt,
dass es im Europäischen Parlament keine Mehr-
heit für einen Kandidaten geben werde, der nicht in
der Europawahl Profil und Programm gezeigt hat.
Christdemokraten, Sozialisten und Grüne sind sich
darin bisher einig – und gemeinsam haben sie eine
Mehrheit im Europäischen Parlament. Im Sinn der
Demokratisierung der EU bleibt zu hoffen, dass sie
in der nun beginnenden Phase der Intrigen und des
Postenschachers dabei bleiben. Zumal die abwegige
Idee des sozialistischen Spitzenkandidaten Frans
Timmermans, eine links-liberale Mehrheit jenseits
der Christdemokratie zu suchen, am Sonntag ge-
scheitert ist. Selbst wenn alle Grünen, Liberalen und
Sozialdemokraten keine Hemmungen haben sollten,
mit den Kommunisten zu paktieren, hätten sie damit
noch keine Mehrheit. Und das ist auch gut so.

schneller Großbritannien jetzt vollzieht, was seit drei
Jahren entschieden ist und alles andere dominiert,
desto besser für den Rest Europas. Sollten die Briten
an der Konstituierung des Europäischen Parlaments
am 2. Juli tatsächlich noch mitwirken, würde briti-
sches Chaos fahrlässigerweise in die EU importiert.

Heilsam hat sich das innenpolitische Trauerspiel
Großbritanniens jedoch insofern ausgewirkt, als ein
EU-Austritt heute in keinem anderen Mitgliedstaat
ernsthaft gefordert wird. Alle wollen die EU verbes-
sern, und die Reformideen gehen allzu weit ausein-
ander – dem Vorbild des „Brexit“ will aber niemand
mehr folgen. Daran hat auch das europäische Gast-
spiel des gefallenen Trump-Vertrauten Steve Ban-
non nichts geändert.

Auch wenn der Wahlerfolg Marine Le Pens weitge-
hend innenpolitisch motiviert war, sollte der so gede-
mütigte Präsident Frankreichs jetzt nicht versuchen,
in Brüssel den starken Mann zu spielen. Macron hat
das System der Spitzenkandidaten zur Auswahl ei-
nes EU-Kommissionspräsidenten immer in Frage

Keine europäische
Öffentlichkeit
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